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Tragung der ehelichen Unterhaltskosten einer Verbeirateten
Sachverhalt

Ich bin einer Frau Beirätin, die verheiratet ist. Sie bezieht eine IV-Rente und Ergänzungsleistungen. Ihr Mann weigert sich, von seinem Arbeitslosengeld die Hälfte des Hauszinses, Krankenkassenprämien und Steuern zu bezahlen. 
Nachdem ich ihn nun betrieben habe, macht er Rechtsvorschlag. Soll ich die Sache vor den Friedensrichter weiterziehen. Oder muss ich es sogar, auch wenn die Ehefrau bereit wäre, alles zu bezahlen, weil er ihr mit Scheidung droht, wenn sie die Rechnungen nicht bezahlt?? !!
Erwägungen

1. Zunächst ist zu klären, welche Form der Beiratschaft besteht. 
a. Handelt es sich um eine Mitwirkungsbeiratschaft (Art. 395 Abs. 1 ZGB), kann die Beirätin selbständig keinerlei Rechtshandlungen vornehmen, also weder im Namen ihres Mündels eine Betreibung einleiten noch dieses anderswie ohne Mitwirkung oder ausdrückliche Vollmacht der Verbeirateten vertreten. Die Mitwirkungsverbeiratete ist in der Verwaltung ihres Einkommens und Vermögens frei, soweit sie nicht Rechtshandlungen, welche im Katalog des Art. 395 Abs. 1 Ziff. 1-9 ZGB aufgezählt sind, vornimmt. Kommt die Übernahme des gesamten ehelichen Unterhalts einer Schenkung gleich (was nach den Kriterien des Art. 163 ZGB zu prüfen ist), bedürfte die Verbeiratete der Zustimmung der Mitwirkungsbeirätin. 
Unter der Mitwirkungsbeiratschaft könnten weder Beirätin noch Verbeiratete alleine die Rechtsöffnung in der eingeleiteten, mit Rechtsvorschlag gehemmten Betreibung verlangen, weil dies ein zivilprozessuales Verfahren bedingt, welches der Mitwirkung beider (Verbeiratete wie Beirätin) bedarf (Brigitte Bachmann, Die Beiratschaft (Art. 395 ZGB) de lege lata und de lege ferenda,  Diss. 1990 S. 109 ff.; Basler Kommentar ZGB I-Langenegger, N 13 zu Art. 395). 

b. Handelt es sich um eine Verwaltungsbeiratschaft, so ist die Verbeiratete Person in der Verwaltung ihres Einkommens frei. Kann sie den gesamten ehelichen Unterhalt aus ihrem Einkommen bestreiten, so ist sie frei, mit ihrem Ehemann eine entsprechende Übereinkunft zu treffen.  Wird durch die Weigerung des Ehemannes, an den ehelichen Unterhalt beizutragen, das Vermögen der Verbeirateten tangiert, so ist es der Verbeirateten selbst verwehrt, rechtsgültig entsprechende Eingeständnisse vorzunehmen. Vielmehr wäre dies alleine Sache der Beirätin. 
c. Handelt es sich um eine kombinierte Beiratschaft, so ist nach heutiger Lehre unbestritten, dass sich die handlungsbeschränkenden Auswirklungen der beiden Beiratschaften kumulieren. Das bedeutet, dass die Verbeiratete im Bereich der Vermögensverwaltung ihre Handlungsfähigkeit verliert, ihr Einkommen dagegen  frei verwalten kann, soweit sie mit diesem Einkommen nicht Geschäfte tätigt, welche gemäss Art. 395 Abs. 1 ZGB der Mitwirkung der Beirätin bedarf. 
2. Aus dem Vorstehenden folgt:

a. Tangiert die Weigerung des Ehemannes, an den Unterhalt der Familie beizutragen, nur das Einkommen der Verbeirateten, und duldet diese die Weigerung, so kann die Beirätin kraft ihrer gesetzlichen Kompetenzen nichts unternehmen, wenn sie Verwaltungsbeirätin ist. 

b. Besteht eine Mitwirkungsbeiratschaft, so kann die Verbeiratete das Verhalten ihres Ehemannes nur dann rechtsgültig akzeptieren, wenn es keiner Schenkung gleichkommt. Ob es eine Schenkung ist, muss aufgrund der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Ehepartner und im Lichte von Art. 163 ZGB geprüft werden. 
c. Toleriert die mitwirkungsverbeiratete Ehegattin die Weigerung ihres Ehemannes nicht, so hat sie mit ihm eine Übereinkunft zu treffen, welche Art. 163 ZGB („Die Ehegatten sorgen gemeinsam, ein jeder nach seinen Kräften, für den gebührenden Unterhalt der Familie“) Rechnung trägt. Gelangt sie zu keiner Einigung, so muss sie das Eheschutzgericht anrufen und bedarf dazu, weil es sich in diesem Fall um vermögensrechtliche und nicht nur um höchstpersönliche Ansprüche handelt, der Zustimmung der Mitwirkungsbeirätin gemäss Art. 395 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB(Basler Kommentgar ZGB I-Langenegger N 13 zu Art. 395).
d. Tangiert die Weigerung des Ehemannes das Vermögen der Verwaltungsverbeirateten oder der kombiniert Verbeirateten, so hat die Verwaltungsbeirätin – unabhängig davon, ob die Verbeiratete das Verhalten ihres Ehemannes toleriert oder nicht – mit dem Ehemann eine Übereinkunft bezüglich der Tragung der  gemeinsamen Unterhaltskosten zu treffen. Gelangt sie zu keiner Einigung, so hat sie mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 8 ZGB) ein Eheschutzverfahren einzuleiten, damit der Beitrag des Ehemannes an den Unterhalt der Familie gerichtlich festgesetzt wird.

3. Ob im gegebenen Fall eine Rechtsöffnung erreicht werden kann, d.h. ein hinreichender Rechtstitel vorliegt, lässt sich nicht abschliessend beurteilen. Zunächst müsste rechtgültig betrieben worden sein (Handlungsvollmacht der Beirätin?), dann müsste ein Rechtsöffnungstitel vorliegen, d.h. eine Urkunde, welche den Beweis für den Bestand, die Fälligkeit und Vollstreckbarkeit der Forderung erbringt (Kurt Amonn/Fridolin Walther, Grundriss des Shculdbetreibungs- und Konkursrechts, 7. Auflage 2003 § 19 N 6), und schliesslich müsste im Falle der Verwaltungsbeiratschaft oder der kombinierten Beiratschaft die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde vorliegen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 10. Jun i 2004
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